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Jnserate

Zi- qmttichen Bretter über die Since-eig-
HolsteinischeFrage und das Abgeordiietenhaus.

Wir haben schon mehrmals davon gesprochen»daß
die Regierung und die Regierungsbeamtennicht einge-
setzt sind, um Zeitungen und Zeitungsartikelzu schrecken-
sondern urn das Land zu verwalten und die Gesetzezu

handhaben Nun wissen wir freilich»Richt,Ob dle Pro-

vinzial-Korresponde»n?
und die politischen Artikel der

Amtsblättervon wir lichen Beamten oder nur von be-

soldeten Schreibern verfaßtwerden, aber es scheintuns

doch nicht in der Ordnung, daß sehr viele Landräthedie

Provinzial-Korrespondenzreielmäßigden Kreisblättern

beilegen, als ob ie ein amtl ches Actenstürkwäre. Noch

weniger kann es uns efallen, daß die politischen Artikel

in den Amtsblättern en Verordnungen der Be-
hörden vorangestellt und gerade so numerirt

werden, als ob sie auch amtlicheVerordnungenoder

Bekanntmachungen wären. Denn jedenfallswird durch

diese Art der Verbreitung und Veroffentlichungange-

deutet, daß die Regierung mit dem Inhalte dieser
tikel vollkommen einverstandenist, und daß»siezugleich
wünscht,daß wir Alles für wahr halten sollekl,Was

darin geschriebensteht. Merkwürdigist es freilich,Paß
die Regierlmg ihre Absicht ganz und gar nicht erreicht.
Denn dieseArtikel sind so geschrieben,daß,wer sie ver-

steht, die Dinge in der Welt und in unserem Staate

darum nichtanders ansieht als er sie aus Büchern und

andern Zeitungen und durch eigne Beobachtung und

durch eigenesNachdenkenschon vorher kennen gelernthat.
So hat neulich die Provinzial-Korrespendenznach

dem Gutachteu der Kronsyndicizu beweisen gesucht,
daß der »PrinzFriedrich von Augustenburg gar keine

ErbaUserUcheauf Schleswig-Holsteinhabe. Aber wir

Wissenla lehr Juk-daß andere Männer, die gewißebenso
großeRechtsgeehrte sind wie die Kronsyndici, schon
laZIgstbewiesenhaben- daß gerade dieser PriUz und
kein anderer der rechteErbe von Schleswig-Holsteinsei.
ZugleschwissenWtr aber auch, daß alle diese gelehrten
Beweiseherzlichwenig bedeuten,weil die Sache doch
Mcht durch sie entschiedenwerden kann und darf.

Ferner ist es ja auchsonnenklar,daß die reu i e Re-

gierung am allerwenigstendem GutachtenpderßKjgnsym
dici irgend einen entscheidenden Werth beile en kann.
Denn unser König selbst hat am 27. Decem er 1863
in einer Botschaft, die von allen seinenMinistern, auch
von. dem Graer Bismarck unterschriebenwar, erklärt:
»Die JuccessionsfragMd. h. die Frage, wer nach dem
Tode JriedrichsV11. Herzog von Schleswig-Holsteinsein
soll, wird durch den Deutschen Bund unter

Meiner Mitwirkung geprüftwerden, und dem Er-

gebnißderselbenkann Jch nicht vergreifen-« End-

lich wird kein Menschin der Welt uns jemals beweisen,
daß das. ,,Ergebniß dieser Prüfung« schon eine

Entscheidung der Sache selbst sein würde-. Denn

es ist das uralte heilige Recht der Völker, und es

ist«zugleich ein Recht, welches allen deutschenVolks-

stammenund auchden Schleswig-Holsteinernurkundlich
verbriestund mitunzähligenEiden beschworenist, daß
bei einer streitigen Thronfolge das betreffende
Volk.einzig und allein durch seine verfassungs-
maßigefnVertreter zu entscheiden hat« wer der
rechtmaßige Thronfolger ist. Keine Provinzial-
Korrespondenz,kein Kronsyndikat und keine Gelehrsam-
keit,auf welchemStuhle sie auch sitzenmag, wird uns

jedesmalbeweisenkönnen,»daßdie Gewaltthätigkeitender
danischenKonige, daßdie Beschlüssedes Frankfurter
Bundestages,daß die Kriegsthatenund Friedensschlüsse
im»Standegewesenwaren, gerade den Schleswig-Hdl-
steinerndie es unverjährbare Recht zu entreißen-
zsreilichkonntees uns im preußischen,im deuts en und
im schleswig-holsteinischenInteresse selbst sehr lIeb sein-
wenn die verfassungsmäßigeVolksvertreiung von Schles-
wig-Holsteinden Prinzen nicht auf ihren Thron riese,
sondern statt dessen ihr Land als preußischeProvinz
unter die preußischeVerfassung und die preußische
Krone stellen wollte. Aber kein rechtschaffenerMensch
darf doch einen anderen

gewaltsamzu etwas zwingen
wollen, blos darum, wei er es für einen von beiden
Theilen oder für beideTheile vortheilhaft hält.

Dann sprechenwir nochüber einen neulichenAmts-
blattsartikel, der den Titel führte »diepreußische



Politik und das Abgeordnetenhaus.«Der Verfasser
dieses Artikels will beweisen, daß kein »Ehrenmann«,
der nur die Dinge irgend kennt, behauptenwürde,daß
es in der schleswig-holsteinischenSache »diePolitik des

Abgeordnetenhausesgewesen sei, welche zur Ausführung
gelangt ist.« Freilich hätteder Verfasser ganz Recht,
wenn er nur in Abrede stellen wollte,daß mit der Po-
litik des Abgeordnetenhausesu. A. kein Bündniß mit

Oesterreich, keine Anerkennungdes dänischen Erb-

rechtes auf Schlesivig-Holstein,kein Gasteiner Vertrag,
keine Geldabfindung an Oesterreich,keine bloßePer-
sonalunion mit Laufenburgmöglichgewesen wäre. Aber
kein Mensch, der seine gesunden fünf Sinne beisammen
hat, hat auch jemals behauptet, daß das Abgeordneten-
haus von allen diesen Dingen auch nur ein einzi es

gewollthabe. Dagegen ist es vollkommen unbegreiflich,
wie der Verfasseru. A. behaupten kann, daß der einzig
wahrhafte und endgültigeErfolg dessen wir uns bis

jetzt erfreuen, daß die Befreiung Schleswig-Holsteins
von dänischerHerrschaft

ein Erfolg wäre,der nicht mit
der Politik des A geordnetenhauses, sondern ganz
allein mit der Politik der Regierung übereinstimme.

Er kann dieseBehauptung unr durch ein ganz eigen-
thümlichesMittel zu We e bringen. Er sagt nämlich:
allerdings habe die Mehrheitdes Abgeordnetenhauses
auch »dieBefreiung Schleswig-Holsteins«gewollt; aber

sie habe gewollt, daß Preußen gleich im Beginne des

Streites diese Absicht offen aussprechen solle. Davor

habe jedoch die Regierung sich wohl Fehüteh
denn dann

wäre die »Einmischungder fremden ächtelgleichbeim
Beginn herbeigeführtworden«. Sie

habe
vie mehr »sich

von den Verträgenerst losgesagt,als ie ganz Schleswig
und Holstein in den Händenhatte und eine Einmi-

schung des Auslandes nicht mehr so gefährlich
war«. Wie das ein Tadel für das Abgeordnetenhaus
und ein Lob für die Regierung sein soll, das begreife,
wer da kann. Die Sache ist aber die, daß die Regie-
rung währendder ganzenZeit, da das Abgeordnetenhaus
in seiner vorletztenSitzung (Ende 1863 und Anfang
1864) versammelt war, in einer ganzen Reihe von Akten-

stückenund Erklärungen sich dahin ausgesprochenhat,
daß es eine Trennung der Herzogthümer von

der dänischen Krone nicht beabsichtige. Sie

hatte sich in dieser Beziehung so deutlichausgesprochen,
daß das Abgeordnetenhausnocl am 22. Januar 1864

sich zu der Erklärungveranlaßtfand, »daß es mit
allen ihm zu Gebote stehenden gesetzlichen Mit-
teln dieser Politik entgegentreten werde«. Jm
Verlaufe des darauf folgendenKrieges da egen hat die

Regierung sich eines Anderen besonnen Sie hat wirk-

lich, wie es das Abgeordnetenhausvon vorneherein
verlangt hatte, sich von den alten Verträgen los-

gesagt und die Befreiung Schleswig-Holsteins
von der dänischen Herrschaft wirklich durch-
ges etzt. Ein »Ehrenmann« wenn wir uns der Aus-

drucksweise des regieiungsfreundlichenVerfassers bedienen

wollen, ein »Ehrenman·n«,wird daher zugeben müssen,
daß die Regierung in dieserBeziehungnichtihre eigene

ursprünglichePolitik, sondern die des Abgeordneten-
haus es zur Ausführunggebrachthat.

Nachdieser Probe ist es nicht nöthig,daßwir auch
noch die übrigenirrthümlichenBehauptungen des regie-
rungsfreundlichenVerfassersausführlichwiederlegen Aber
wir mussendochbemerken,daß die Regierung nicht
die vorgesetzte Behörde des von uns erwählten
Abgeordnetenhauses ist. Sie bestehteben nur aus
den Ministern, die auch dem Abgeordnetenhausewie dem
Königeverantwortlich sind, wahrend das Abgeordneten-
haus und das Herrenhaus ebensowenigeinen Richter
über sich haben, wie der König selbst. Dessen ungeach-
tet würde es schon gegen alle gute Ordnung sein, wenn

das Abgeordnetenhausirgend einen AusschußOder irgend
eine einzelne Person damit beauftragen wollte, die Re-

gierung und ihre Maßregelnin öffentlichenBlättern zu
bekämpfen Der Ort, wo die erwählteVolksertretung
und die Regierung ihre entgegengesetztenMeinungen
gegen einander auszusprechenhaben, Ist einzig und
allein das Abgeordnetenhaus selbst. Um so we-

niger können wir es gut heißen,wenn das Abgeordneten-
haus, zumal wenn es nicht versammelt ist und nicht
antworten kann, gleichsamim Auftrage der Regierung und in

amtlichen Blättern angegriffenwird. Es ist das auch
wahrlich kein Mittel, den Frieden im Lande herzustellen;
es kann vielmehr nur dazu führen,den Kampf immer

herber und heftiger zu machen,zumal die Kränkung,die

einen Abgeordnetentreffen soll, jeden von uns mittrisft,
der ihn mitgewählt hat.

Politische Mondenschein

Preußen. Die General-Versammlung des Na-
tional-Vereins hat stattgefunden, ohne daß man von

Seiten der deutschenGroßmächteversucht hat, dieselbe zu

verhindern. Es haben sich etwa 400 Mitglieder des Vereins
an derselben betheiligt, aber trotzdem, daß nur 13 der An-

wesenden aus Preußen waren, entschiedsich die große Mehr-
heit der Versammlungdochfür die Annahme von Resolutionen
in der Schleswig-Holsteinischenund deutschenFrage, durch
welcheder Verein zeigt, daß er sich nichtdurch zufälligeund

vorübergehendeZustände bestimmen laßt, vvu seinem einmal

als richtig aufgestelltenProgramme: »Uebernahmeder durch
ein Parlament gestußtenCentralgewaltfür Deutschland durch
Preußen«abbringen läßt« Die angenommenen Resolutionen
lauten:

1. Der National-Verein hält fest an seinem Statut, wo-

nach er gleichzeitig die Einheit und Freiheit Deutslchs
lands anstrebt und am Programm von 1»860,Worin er den

deutschen Bundesstaat mit einheitlicher Centralge-
walt und Parlament, sowie am Programm von 1862,
wodurch er die Reichsverfassung als Zlel festgestellthat.
Der National-Verein beharrt auch uUf dem«Satz seine-sPro-
gramms von 1860, wonach unter der Bedingung,daß auch
das preußischeVolk sich der deutschenCentragewaltund
Volksvertretung unterzuordnen bereit sei, Und daß die preußi-
sche Regierung Deutschlands Interessennach jeder Richtung
thatkräftigwahr-nehme und die unerläßlichenSchritte zur

Herstellungder deutschenMacht und Einheit thue, dle Ueber-
tra ung der Centralgewalt an das Oberhaupt des

rö ten rein deutschen Staates Seitens des deut-

schenVolkes erfolgen werde, sowie gleichzeltlgan seinem
in Uebereinstimmungmit der ReichsverfassuuggefaßtenBe-



na die Entscheidung über den Träger

bckkuginssciigszgitt«itiiParlament vertretenen gesammten
Nation zusteht. Der National-Verein wiederholtendlichden
Ausdruck seiner Ueberzeugung, daß zu einer gedeihlichenLo-
sung der deutschen Fragenm Wege der Reformder baldige
Sieg eines wahrhaft freisinnigenund nationalen Systems in

Pkeußen die erste Bedingung ist.
2. Jn Uebereinstimmungmit dem Beschlusse·Vom1. No-

vember 1864 erklärt der National-Verein es Wledekholt alS

eine Pflicht des deutschenVolkes, zu wachenuberdem Selbst-
bestimmungsrechte SchleswigsHolstelns. Nzlr die

Interessen Deutschlands dürfen es beschranken.
Bei dem Mangel einer deutschen Eentralgewalt kFinnnur

Preußenzur Zeit die Vertheidigung der deutschenKastenund

Grenzen im Norden wirksam und ·nachhaltig»durchführen
Mit Rücksichtdarauf erkennt der National-Verein die zwischen
preußischenAbgeordneten und dem engeren Ausschußder

Schleswig-.Holstein-VereinegetroffeneB erli n »erV e r e i nb·a·
rung vom 26. März l.J. als eine genügendeBasis
zur beiderseitigenVerständigungund zur Befriedigungder

nationalen Interessen, soweitsolchevor Durchführungder

deutschenReichsverfassungmoglichist. Nicht langer darf
die Einberufung der Landesvertretung der Her-

zogthüiner verzögert werden . . . . .«
·

Die Resolutionen erfuhren bei den Verhandlungenheftige
Angriffe, indem mehrere Redner ·ede Konzessionan PkeUßeU
als unthunli verwarfen. Aber ie Mehr eit der Versenkun-
lung konnte ich nicht entschließen,für die Schasfungeines
neuen deutschen Kleinstaates mit aller Souverainitatqan-
treten, nachdem der Verein selbst so lange diese unbeschrankte
Souverainität der Kleinstaaten als die Ursacheder Schwäche
Deutschlandsbekämpfthat.

Jn unserer innern Lage ist keine Jeränderungzu melden;
die Zeit, wo der Landtag verfassungsmäßigzusammentreten
muß, rückt immer näher, und wie es heißt, ist man in den

Ministerien eifrig mit den Vorarbeiten zu den Vorlagen be-

schäftigt·Unter denselben nennt man vor allem eine erhöhte
Anleihe-Forderungder Regierung. Die MilitarsVorlage soll
sich in keinem wesentlichenPunkte von der früherenunter-

eiden.sch
Jn einer Berliner BezirksvereinssVersaanlungRgab der

Ab eordnete Dr. Löwe-Calbe vor Kurzem einen iickblick
au die Ereignisse seit dem Schluß des Landtags.
Wir lassen hier folgen, was er über den Verkauf der
Köln-Mindener Eisenbahn gesagt hat: Die Aktien
brachten in den letzten Jahren über 12 pCt. Dividende- sUr
die Aktionäre rückte also die Gefahr näher, ihre Aktien zum
Pari-Kurse dem Staat überlassenzu müssen.Die Regierung
aber verkauftedieses ihr Recht im Sommer an die Aktionäre.
Das Recht der Re ierung diesen Vertrag zu schließen,muß
bestritten werden« eine Herren, diesesErei niß ist in dem

seit vier Jahren andauernden Verfassungs ampf unsere
größte Niederlage gewesen! Es ist wahrt Man wird
nur von seinen eigenen Freunden verrathen! diese angeblich
llbekalen Rheinländer, die mit ihrem Liberalis-
MUS IIUd Konstitutionalismus uns Altpreußen
gegenubet prunkem sie haben der Konstitution in

unserer ietzigen Lege den härtesten Todessteß und

zan gegen bellte Bezahlungvers ent.
Jii Breslau wollte der Fiskus mehrere Kafern n im

Werthvon etwa einer»MillionThalern verkaufen,und fand
es die Stadtbehördeka geboten, dieselbenfür die Stadt zu
erwerben Der Stadtoekotdnete Bonneß hatte den Antrag
gestellt-«den Ankan zwar zkl genehmigemaber diese Ge-

nehmigung davon abhanglg zu machen, daß der

Fiskus die Eiiiwilli ung des Landtages zu dein

Verkauf beibringe. ie Stadtverordneten-Versammlung
hat diesen Antrag abgelehnt.

Bekanntlich befindet sich der Abgeordnete Dr. Johann
Jakoby im Gefängnißzu Königsberg,um eine gegen ihn
ausgesprochene·Strafe abzubüßensEs 1st jetzt eine neue

Anklage gegen ihn wegen der Herausgabe desBuches: »Dein-
rich Simon, ein Gedenkbuchfür das deutscheVolk« erhoben
worden, welche am 10. d« M. in Berlin zur Verhandlung
kommen wird. Es ist nun an den Dr. Johann Jokoby die

Anfrage ergangen, ob»er zu dem Audienztermine nach
Berlin transportirt zu werden wünscht, oder ob er

dem Gerichte das Kontumazialverfahrenanheimstellt.
Gegen die AbgeordnetenTwesten und Frentzel sollte

wegen ihrer Reden im Abgeordnetenhauseeine Anklage
erhoben werden. Die betreffendenGerichte erster und zweiter
Instanz haben auf Grund des Artikels 83 der Verfassung
diese Anklage zurückgewiesen,und liegt die Sache jetzt dem
Obertribunal zur Entscheidungvor. Hoffentlichtritt dasselbe
den früherenErkenntnigsn

bei.

Der Abgeordnete ajor Beitzke feierte am Z. d. M.

seine silberne Hochzeit. Seine zahlreichen Verehrer in Köss

lin, wo er wohnt, wollten ihm ihre Theilnahme durch einen

Fackelzug bezeigen. Die Erlaubniß zu demselben wurde

jedochverweigert.Vor Kurzem hat die Ofsizierssund Adels-

Ressource ener Stadt den wackeren Abgeordneten heraus-
ballotirt.

.

ir denken;daß ihn die allseitig zu Tage tretende
Achtung seiner Mitburger für diese Ausfchließungreichlich
entschädigenwird.

Schleswi -Holstein. Wie man sagt, will Bayern im
Verein mit achsenund Hessen-Darmstadt beim Bundestag
den Antrag auf Einberufung der schleswig-hol-
steinischen Ständeversammlung stellen. Der Antrag
hat jedochwenigAussichtauf Erfol , da sichOesterreichund

Preußen, wie man sa t, gegen denselbenerklären und bean-
tragen wollen, densel en einfach, ohne Verweifung an den

Ausschußzzu verwerer. Wie österreichischeBlätter mittheilen,
ist man in Wien nicht sowohl prinzipiell gegen den Antrag,
als daß man denselben für augenblicklichnichtzeitgemäßhält.

England. LordPalmerston ist unter großerTheil-
nahmedes Volkes in derWestminster-Abteibegraben worden.
Es ist das

Begrabniß
an diesem Orte die höchsteEhre,

welche England einen Todten erweist.
Italien. Die Wahlen zum Parlament sind so ausgefals

len, daß das Ministerium mit Sicherheit auf die Majorität
rechnen kann.

Flei-osterretchftscheKaiser-staat und seine Zukunft
lsfvor un e ähr sechsWochender Kai er Frau Joseph

durchdie »Sistir1«ing«der österreichischenFiebruarinerfassung
zeigte, daß man in Wien zu der Erkenntniß gekommensel-
den Verfuch,Oesterreichauf diesemWege zu dem alten RUhm
und Glanz wieder zu erwecken,sei als mißlungenzU bekkach-
ten, da waren die Ansichtenüber die Folgen dieses Schrittes
sehr getheilt. Einige, und darunter befanden sich sowohl die

Konservativenals auch jene Sanguiniker, deren ganze Politik
darin besteht,auf etwas zu hoffen, erwarteten von dem an-

gebahnten Verständnißmit Ungarn die Rettung Oesterreichs,
andere aber, und diesen gehörenwir an, sehen in dieserBei-

seiteschiebungder Verfassung nur einen neuen und großen
Schritt auf dem Wege zu dem Ruin des Kaiserstaateöi

Wird sich aber, so«hörenwir fra en, die schon so Ost
ausgesprocheneProphezeihung:»dasKaiserthumOestekkelchist
seinem Zerfall nahe« setzt erfüllen? Das ist eine sonderbare
Frage. Ein Staat, desseneinzelneTheile sichJahrhunderte



hindurch an einander gewöhnthaben, zerfällt nicht in dem

Augenblickewo ici den einzelnen Theilen die Erkenntnißbe-

ginnt, daß sie eigentlichnicht zusammen gehören,und daß
es zu ihrem Wohle nicht förderlichist, wenn sie fortan das
Band ihrer Zusammengehörigkeitweiter erhalten«Bis eine

solcheErkenntnis;die ganze Masse des Volkes so durchdrun-
gen hat, daß sie der eigenste Gedanke desselbengeworden ist,
darüber vergeht wohl mehr als ein Menschenalter, denn es

muß einentheils die Generation, welche in den Anschauungen
der Zusammengehörigkeitihre Erziehungvollendet hat, aus-

sterbeii und andererseitsmuß-erstdie in den modernen An-

schauungen erzogene Generationthatkräftigund einflußreich
geworden sein. Daraus laßtsicherkennen, daß der Moment
des Zerfallens des österreichischenKaiserstaats, falls derselbe
ohne irgend welchen gewaltsamenEingriff herbeigeführtwird,
noch nicht so nahe ist, als wohl mancher meint , aber ebenso
ergiebt sich auchdaraus, daß man aus der Verzögerungdes
Moments nichtschließendarf, daß derselbegänzlichausbleibt.
Derselbe wird eintreten, denn eine wirklich feste Aneinander-

kettung der Völker,welche Jahrhunderte lang unter österrei-
chischenSprossen gelebt haben, läßt sich heut zu Tage nicht
mehr erwarten.

Sind aber, das muß man fragen, Ereignisse vorauszu-
sehen, welche den Zerfall Oesterreichs beschleunigenwerden?

Wir glauben, diese Frage bejahen zu können.

Erstens droht die nahende Lösung der italienischen
Frage, welcheOefterreich, wenn kein friedlichesArangement
in dieser Beziehung getroffen wird, so erschiittern dürfte, daß
möglicherweiseder Kaiserftaat diese Erschütterungnicht über-
lebt. Dann tritt im Osten und Nordosten Oesterreichs die

Frage der Neugestaltung der Donaufiirstenthümer
und die Jdee des Panflavismus immer mächtiger und

mächtigerhervor-, so daß auch von dieser Seite Erschütterungen
des Länderbestandes dem Kaiserstaat drohen, welche möglicher-
weise sein Ende beschleunigenkönnen. Drittens aber droht,
falls die flavischenund magyarischenElemente in der Ver-

waltung des Kaiserstaates durch die neueste Wendung der

Dinge einen hervorragenden Einfluß gewinnen sollten, wie
dies fast den Anscheinhat, die deutsche Frage an dem

Throne der Habsburger zu rütteln und das Reich, in wel-

chem einst die Sonne nicht unterging vollends zu zerstiickeln.
So droht von drei Seiten durch die Neugestaltung

der Staaten nach der Nationalität dem Bestande des Kaiser-
reichs eine ernstlicheGefahr, aber alle dieseGefahren, so groß
sie auch scheinenmögen,sie verschwindenfast ganz gegenüber
dem Gespenst der Finanznoth, welches Oesterreichs Zerfall
ganz uiigemein zn beschleunigendroht.

Man wird nicht sehr irren, wenn man in der Finanznoth
das Hauptmotiv zu der Sistirung der österreichischenVer-

fassung sucht. Allerdings«magdie Erkenntniß, die Ungarn
nicht zii der Anerkennung der Gesamnitstaatsverfassung be-

wegen zu können, auch das ihrige dazu beigetragenhaben, aber
der wesentlicheGrund, wie vielfachbehauptet wird, war sie
nicht. Die Verwaltung des Kaiserstaates erforderte mehr
Geld, als die Einnahmen lieferten, und«vergebenshatte die

Regierung beim Reichsrath die Bewilligung einer Anleihe
«efordert.Diese Bewilligung war nach der bestehendenVer-

Fassungunbedingt nothwendig, aber der Reichsrath stellte Be-
din ungen, deren Erfüllung die Garantie eines dauernden

konstitutionellenRegimentes schaffeiisollte, und da man sich
nicht entschließenkonnte, auf diese Bedingun en einzugehen,
io kam man auf die Jdee die ganze Verfa csungbei Seite

zu schieben, um so in die Lage zu kommen, eine Anleihe

machen zu können. Außerdemhielt man auch eine Versöh-
nung mit Ungarn ini finanziellen Interesse für nothwendigdenn erstenshofft man alsdann, daß die Steuern in Ungakks
regelmaßkgeingehenwerden,wodurch den österreichischenFi-
nanzen eine großeErleichterungwerden würde, und zweitens
hofft man, daß Ungarn, dem nach seiner Verfassung eine

ganz gesonderteFinanzverwaltunzusteht, sich bewegen lassen
wurde, seinen Antheil an der österreichischenStaatsschuld zu
ubernehmen.

Es scheint aber keine Aussicht zu sein, daß sich diese
letztere Hoffnung verwirklichen wird. Die Ungarn denken
gar nicht daran, unnöthigerWeise ihr Land niit Schulden
zu belasten, deren Tilgung nothwendiger Weise die nützliche
Verwendung der Staatseinnahmen zum Besten des Staates
wesentlichbeschränkenmuß.

Wenn aber diese Hoffnung fehl schlägt,so kann sich
vielleicht die andere Hoffnung erfüllen, "o kann es der öster-
reichischenRegierung vielleichtgelingen,sichdurch eine Anleihe
aus«der augenblicklichenVerlegenheitzu befreien. Der Au en-

scheinlehrt, daß dies nicht der Fall ist. Der österreichische
Finanzagent v. Beke reist seit Wochen von einem Geldfürsten
zum anderen und allenthalben findet er zugeschlosseneGeld-
schränkeoder man bietet ihm Geld zu Bedingungen an,

welche offenbar den finanziellen Ruin Oesterreichs auf das

kräftigstebeschleunigenwürden. Aus diesem Grunde zögert
man auch in Wien noch immer mit dem Entschlusse,diese
Anerbietungenanzunehmen.

Aber, so heißtes oft, im höchstenNothfall kann Oester-
reich ja Venedig verkaufen, um Geld zu erhalten«Geld
würde es damit allerdings erhalten, aber mit einem solchen
Schritt hätte es auch zugleich fein Todesurtheil unterschrieben.
Denn wenn heut die österreichischeRegierung Venedig ver-

kauft, welche Antwort will sie geben, wenn morgen eine An-

zahl reicherEdelleute in Galizien zusammentretenund nach
Wien schreiben:»Wir ahlen Euch so und so viel Millionen
für Galizien, wollet Ihr es uns verkaufen, damit wir ein

polnischesKönigreicherrichten können?« Und mit gleichen
Forderungen wurden die Ungarn und Czechen vor den Thron
treten, alle würden versuchen, für Geld ihre Unabhängigkeit
zu erlangen. Das ist die großeSchwierigkeit,welche dem

Verkauf von Venetien entgegensteht,und welche Oesterreich
wohl zwingen wird, vor einem solchen Schritt erst noch die

größten Anftrengungen zu machen, sich TUT andere Weise
Geld zu verschaffen. Gelingt ihm dies aber nicht, oder nur

Auf solcheWeile« Welche m ganz kurzer Zeit neue und ver-

mehrte Geldverlegenheitenherbeiführt,so bleibt ihm nur die

Wahl zwischendem Verkauf Venetiens und dem Staatsbans
kerott. Wie sehr ersterer Schritt Oefterreichs Zerfall be-

schleunigenwürde, haben wir gezeigt, und Niemand zweifelt
wohl daran, daß der Staatsbankerott gleichfallsdas Signal
für die einzelnen Volksstämmesein würde, sichvon einander

zu trennen, indem jede Nation versuchen Wutdes VII dem

allgemeinenUnglückso viel für sich zu retten als moglich.
Welche Rückwirkungaber ein solchePZErsallendes Kaiser-

staates auf unsere preußischenunddeutschenVerhältnisseaus-

üben würde, davon sprechen wir vielleichtein anderes Mal;
heut wollen wir nur zum Schlußnoch darauf aufmerksam
machen, wie schwer es der vfterreichischenRegierungwird,
nach Beiseiteschiebung der Verfassungeine Anleihe zu erhal-
ten. Die Bankiers haben also doch die Bedeutungerkannt,
welche in der AnerkennunsolcherAnleihen durchdieVolks-

vertretungfür die Sicher eit ihrer Staatspapiere liegt.
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